
tionen und staatlichen Organen, die spezifi
sche Kontroll- und Aufsichtsfunktionen aus
üben (vgl. 8.2.4.), zusammen.

8.2.2.
Die Rechte der ABI

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben sind den Orga
nen der ABI umfangreiche Rechte übertragen 
worden. Diese Rechte - in erster Linie Mittel 
zur Erziehung und Veränderung - nehmen die 
ABI-Organe verantwortungsbewußt und sach
kundig wahr, um die in den Kontrollaufträgen 
von den zuständigen Leitungen der Partei und 
den übergeordneten ABI-Organen gestellten 
Aufgaben mit hoher Wirksamkeit zu erfüllen. 
Die ABI hat folgende Rechte:

erstens: Rechte, die für die Durchführung 
der Kontrollen erforderlich sind.

Dazu gehört, mündliche und schriftliche 
Auskünfte sowie Stellungnahmen zu verlan
gen, in Dokumente und Unterlagen einzuse
hen und schriftliche Materialien anzufordern. 
Die Komitees der ABI haben das Recht, von 
den zuständigen Organen, Betrieben und Ein
richtungen Revisionen und Tiefenprüfungen 
sowie unentgeltliche Gutachten zu verlangen.

In bezug auf diese Rechte ist zu beachten: Wer 
die Kontrollen der ABI behindert, wer schuld
haft falsche Angaben macht, für die Kontrolle 
wichtige Unterlagen zurückhält oder beiseite 
schafft, kann vom zuständigen Komitee der ABI 
mit einer Ordnungsstrafe bis zu 300 Mark, bei 
vorsätzlich schweren Verstößen mit Ordnungs
strafen bis zu 1000 Mark belegt werden.

Jeder Leiter ist gesetzlich verpflichtet, den mit 
der Kontrolle verbundenen Verlangen der Or- 
gane der ABI nachzukommen. Die verant
wortlichen Kontrolleure sind verpflichtet, die 
Rechte verantwortungsbewußt für die Erfül
lung dés konkreten Kontrollauftrages anzu
wenden. Schriftliche Stellungnahmen sollten 
von den Leitern dann gefordert werden, wenn 
es um die Klärung bestimmter Sachverhalte 
geht, z. B. hinsichtlich der Ursachen und Ver
antwortlichkeit für die Nichterfüllung von Be
schlüssen und Weisungen. Die Stellungnah
men des Leiters sind sorgfältig zu beachten, 
dürfen jedoch kein Ersatz für die eigentliche 
Kontrolle sein. Sie dienen dazu, die Position 
des Leiters zu der bestehenden Situation und 
ihren Ursachen kennenzulernen;

zweitens: das Recht, Vorschläge zur Verän

derung der Lage und zur Erfüllung der gestell
ten Aufgaben zu unterbreiten.

Konstruktive Vorschläge der Organe der 
ABI sind eine wirksame Methode, um notwen
dige Veränderungen in den kontrollierten Ob
jekten herbeizuführen; sie unterstreichen den 
schöpferischen Charakter der Kontrolle. Die 
Leiter der kontrollierten Organe, Betriebe 
und Einrichtungen sind gesetzlich verpflichtet, 
die Vorschläge der ABI-Organe sorgfältig aus
zuwerten und über deren Realisierung zu in
formieren.

Vom Vorschlagsrecht wird in der Regel 
dann Gebrauch gemacht, wenn gute Erfahrun
gen verallgemeinert bzw. Mängel beseitigt 
werden sollen, jedoch keine Rechtsverletzun
gen vorliegen;

drittens: Rechte, die der Beschlußdurchfüh
rung und der Wiederherstellung der Gesetzlich
keit bei festgestellten Mißständen oder Verlet
zungen von Rechtsvorschriften dienen.

Dazu können die Organe der ABI den Ver
antwortlichen Auflagen erteilen.

Die schuldhafte Nichterfüllung bzw. mangelhaf
te Erfüllung von Auflagen kann von den Komi
tees der ABI mit einer Ordnungsstrafe bis zu 
300Mark geahndet werden.

Auflagen sind insbesondere dann zu erteilen, 
wenn Beschlüsse nicht eingehalten bzw. 
Rechtsvorschriften verletzt wurden, wenn 
Ordnung, Sicherheit und Disziplin gewährlei
stet oder volkswirtschaftliche Schäden verhin
dert werden müssen und Vorschläge dazu nicht 
ausreichen. Sie dienen neben der Wiederher
stellung der Gesetzlichkeit auch der Erschlie
ßung von Reserven. Auflagen werden schrift
lich erteilt und sind stets an den Leiter des kon
trollierten Betriebes, der Einrichtung oder des 
Organs zu richten. Ihre Erfüllung durch die 
Verantwortlichen ist zu sichern und zu kontrol
lieren. Fälls es erforderlich ist, unverzüglich an 
Ort und Stelle Mißstände zu beseitigen und 
Veränderungen durchzusetzen, können Aufla
gen auch mündlich erteilt werden.

Zu dieser Gruppe von Rechten der ABI ge
hört auch das Recht der Vorsitzenden der Ko
mitees der ABI, Maßnahmen und Weisungen, 
die im Widerspruch zu Beschlüssen des Zen
tralkomitees der SED, zu Gesetzen der Volks
kammer oder Verordnungen und Beschlüssen 
des Ministerrates stehen, auszusetzen und von 
den jeweils übergeordneten Leitern deren 
Aufhebung zu verlangen;
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